
StAG und §.64 Abs. 1 StVG). Sie betrifft 
vor allem
— die fristgemäße Einleitung der Durch­

setzung der gerichtlichen Entscheidun­
gen,

— die Tätigkeit der zuständigen staatlichen 
Organe, Leiter sowie der Kollektive der 
Werktätigen bei der Durchsetzung ihrer 
Aufgaben zur Verwirklichung der Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit, •

— die Entscheidungen der Gerichte und der 
anderen staatlichen Organe bei der Ver­
wirklichung der Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit.
Von besonderer Bedeutung ist die 

staatsanwaltschaftliche Aufsicht über den 
Vollzug der Strafen mit Freiheitsentzug 
und über die Wiedereingliederung der 
Strafentlassenen (§§ 63 und 64 StVG).

Der Staatsanwalt hat umfangreiche 
Aufgaben bei der Aufsicht über die geset­
zesgemäße und wirksame Gestaltung des 
Strafvollzugs und über die Wiedereinglie­
derung Strafentlassener. Seine Tätigkeit 
richtet sich in erster Linie auf die fristge­
mäße Einleitung und ordnungsgemäße 
Durchführung des. Strafvollzugs, insbeson­
dere die Erziehung der Strafgefangenen auf 
der Grundlage kollektiver, gesellschaftlich 
nützlicher Arbeit und politisch-kultureller 
Einwirkung sowie auf die Durchsetzung 
von Ordnung und Sicherheit in den Straf­
vollzugsanstalten. Sie erfaßt ferner die 
richtige Berechnung der Strafzeit, die Ge­
währleistung der Rechte und Pflichten der 
Strafgefangenen (§§ 34 bis 38 StVG), recht­
zeitige und zutreffende Entscheidungen 
über die Durchführung des Strafvollzugs 
(Aufschub, Unterbrechung, Aussetzung und 
Beendigung) sowie die Überwachung der 
Vorbereitung und Durchführung der Wie­
dereingliederung der Strafentlassenen (§ 27 
StAG, §64 Abs. 1 StVG).

Die Aufsicht über den Strafvollzug und 
die Wiedereingliederung Strafentlassener 
üben vom Generalstaatsanwalt der DDR 
besonders beauftragte Staatsanwälte aus. 
Zur Durchführung ihrer Aufgaben sind ih­
nen umfassende Rechte und Pflichten über­
tragen (§ 28 StAG, § 64 Abs. 2 StVG).

Hervorzuheben ist, daß der Erlaß von 
Durchführungsbestimmungen zum StVG 
durch den Minister des Innern und Chef

der Deutschen Volkspolizei der Abstim­
mung mit dem Generalstaatsanwalt der 
DDR bedarf. Der Generalstaatsanwalt der 
DDR kann dem Minister des Innern und 
Chef der Deutschen Volkspolizei auch Vor­
schläge zum Vollzug der Strafen mit Frei­
heitsentzug unterbreiten (§ 63 Abs 2 und 3 
StVG).
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